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Vorwort 

Zu rechtsdogmatischen und rechtspolitischen Aspekten der äußeren und 
inneren Einigung Deutschlands haben die Verfasser seit dem Jahr 1990 ver-
schiedene Arbeiten vorgelegt. Dies erfolgte in der Überzeugung, daß die wis-
senschaftliche Beantwortung dieser Fragen, einschließlich der Rezension der 
einschlägigen Judikate und der Beratung von Gesetzgeber, Regierung und 
Verwaltung, zu den vornehmsten Aufgaben unseres Berufsstandes gehört. Ob 
Professor oder Habilitand - alle haben hier eine Bringschuld. Ihr Begleichen 
verpflichtet zum zeitweisen Zurückstellen anderer Arbeiten. Zu tiefgreifend 
sind die Folgen von vierzig Jahren Trennung, zu groß die Orientierungsnäte 
des wiedervereinigten Deutschland, zu sicherungsbedürftig die Fundamente 
unserer gemeinsamen Zukunft. Gerade die Wissenschaft hat darüber zu wa-
chen, daß beim Beseitigen alten Unrechts nicht neues geschaffen wird. 

Im Tbemenkomplex "Deutsche Wiedervereinigung" enthalten ist die Frage 
der rechtlichen Behandlung der Konfiskationen der Nachkriegszeit. Zu ihr 
gehört die Einordnung, Bewertung und Wiedergutmachung dieser entschädi-
gungslosen Enteignungen. In Ost-Berlin wiesen sie in den vier Jahren zwi-
schen Kriegsende und Gründung der DDR rechtlich relevante Besonderheiten 
auf; auch bei der "demokratischen Bodenreform" in der sowjetisch besetzten 
Zone war dies so. Mit diesem Enteignungsthema hängen zahlreiche Investi-
tions- und Vorrangprobleme zusammen. Am bekanntesten sind die Aspekte 
der Rückübertragung der damals entzogenen Vermögenswerte an die Alt-
eigentümer sowie, falls eine Restitution ausgeschlossen ist, die der Einräu-
mung begünstigter Erwerbsmöglichkeiten für Bodenreformopfer, Pächter und 
LPG-Nachfolger. Letztlich läuft die Auseinandersetzung mit diesen Unrechts-
und Ausgleichsgesichtspunkten auf die vorgelagerte Frage nach dem Gebo-
ten- oder Verbotensein der Restitution hinaus - das Thema dieser Studie. 

Hinter den so rechtstechnischen Fragen wie der des Besatzungs- und des 
Vermögensrechts oder der der Bemessungsgrundlage und der Degression bei 
der Wiedergutmachung verbergen sich rechtswissenschaftliche Auslegungs-
und rechtspolitische Gestaltungsprobleme von grundsätzlichem Gewicht. Fak-
tische Fragen von hoher Bedeutung kommen hinzu. Für die Finanzlage des 
Bundes, der Länder und der Kommunen, für den Aufschwung Berlins und 
die Neuorientierung der Land- und Forstwirtschaft in den neuen Ländern (mit 
ihren Rückwirkungen auf die Situation in den alten Ländern), aber natürlich 
auch für die Reintegration der Konfiskationsbetroffenen, den sozialen Frieden 
vor Ort und das Gelingen der deutschen Einheit insgesamt sind diese rechts-
tatsächlichen und -politischen Aspekte so wichtig wie jene rechtstechnischen 
und -prinzipiellen. 



6 Vorwort 

Nachfolgende Studie widmet sich diesem Fragenkomplex in drei mItem-
ander verschränkten Teilen. Der Erste Teil, ein Gemeinschaftswerk der Ver-
fasser und auf einen Gutachtenauftrag zum Themenkreis ,,Berliner Liste 3" 
zurückgehend, ist Fragen der Besatzungshoheit und Problemen der Stichtags-
regelung gewidmet. Der Zweite Teil ergänzt den Ersten um verfassungsge-
stützte Verfahrensaspekte: um die verfassungsgerechte Beteiligung der Ent-
eignungsopfer an den Verfahren der Privatisierung und der Reprivatisierung. 
Diesen Teil hat Wolf gang März erarbeitet. Wolf gang Graf Vitzthum ist Autor 
des letzten Teils. Er untersucht den RestitutionsausschluB im Kontext des 
Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetzes, das zum 1. Dezember 1994 
in Kraft tritt. Die Verfasser verantworten die Studie gemeinsam. 

Alle Teile der Untersuchung kreisen letztlich um die Suche nach Recht 
und Gerechtigkeit im Kontext der "offenen Vermögensfragen", nahezu fünf 
Jahre nach dem Fall der Mauer. Die normativen wie tatsächlichen Schwierig-
keiten sind - auch das wird in der Studie deutlich - nach wie vor beträcht-
lich. Die Gefahren gesellschaftlicher Erschütterungen sind ebensowenig zu 
unterschätzen wie die von finanz-, wirtschafts- und vermögenspolitischen 
Zangengeburten. Hat der Wiedervereinigungsgesetzgeber die Aufgabe hinrei-
chend erkannt, das Eigentum als Basis der persönlichen Freiheitsentfaltung 
wie des Engagements ausländischer Investoren zu wahren und zu fördern? 
Als Wissenschaftler hatten die Verfasser die vom Gesetzgeber beschlossenen 
und in Verwaltung und Rechtsprechung umgesetzten bzw. nun umzusetzen-
den Lösungen, die sie teilweise schon während des Prozesses ihrer Entste-
hung begleitet haben, leidenschaftslos zu analysieren. Im Ergebnis kommen 
sie zu teilweise äuBerst kritischen Bewertungen, nicht zuletzt hinsichtlich des 
Bodenreform-Urteils des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 84, 90), eini-
ger verwaltungsgerichtlicher Judikate zur "Berliner Liste 3" sowie des Kerns 
der Restitutions-Rechtsprechung des 7. Senats des Bundesverwaltungs-
gerichts. 

Auch für die Verfasser steht das Glück der Einigung Deutschlands in Frei-
heit im Vordergrund. Bereit, sich den Aufgaben der Gegenwart - der juristi-
schen Bewältigung des kommunistischen Erbes und der Lösung der entspre-
chenden Investitions-, Integrations- und Innovationsprobleme - zu stellen, 
verstehen sie ihre Auseinandersetzung mit § 1 Abs. 8 lit. aVermG als einen 
Beitrag - einen unter vielen - zum besseren Zusammenwachsen Deutsch-
lands. Die innere Wiedervereinigung ist nicht ein Jahrhundertthema; sie ist 
Aufgabe unserer Generation. 

Tübingen, im September 1994 Die Verfasser 
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Erster Teil 

Restitutionsausschluß und Berliner Liste 3 

A. Einführung: 
Wiedervereinigungsrecht und Restitutionsausschluß 

I. Deutsche Einigung und offene Vermögensfragen 

Fünf Jahre nach der glücklichen Wiederherstellung der Einheit Deutsch-
lands hat die "alte" Bundesrepublik Deutschland aus ostdeutscher Sicht man-
ches von ihrem Glanz verloren. Das Zusammenführen der über 40 Jahre hin-
weg immer weiter auseinanderstrebenden staatlichen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Verhältnisse beansprucht bei allem Einsatz an Geld, Perso-
nal und Know-how mehr Zeit, Geduld und Verständnis, als im Herbst 1990 
absehbar war. Obgleich in allen wichtigen Bereichen in den vergangenen vier 
Jahren erhebliche Fortschritte zu verzeichnen sind und die finanzielle, soziale 
und psychologische Talsohle in den neuen Bundesländern durchschritten 
scheint, erfordert die Lage von allen Beteiligten noch einen langen Atem. 

Ob man angesichts der Hürden für ein rasches Zusammenwachsen 
Deutschlands die Frage nach einer Krise des deutschen Einigungsprozesses 
stellen kann, sei hier dahingestelltl. Eine Krise des Rechts bzw. der Rechts-
ordnung selbst ist jedenfalls nicht ersichtlich2• Die gewaltigen Probleme 
schlagen sich allerdings nicht nur in nach wie vor stark verbesserungsbedürf-

I So überpointiert der Justizminister des Landes Brandenburg, Hans-Otto Bräu-
tigam, in einem Vortrag in Wittenberg am 16.5.1993 (Ist der Einigungsprozeß in der 
Krise?), abgedruckt in DA 26 (1993), S. 940 ff.; zu den Problemen aus ostdeutscher 
Sicht auch Heitmann, Rechtsstaat West und Rechtsgefühl Ost, NJW 1994, S. 2131 ff. 

2 Es ist deshalb zumindest irreführend, wenn im Zusammenhang mit dem Entschä-
digungs- und Ausgleichsleistungsgesetz (EALG) und den damit verbundenen finan-
ziellen Lasten für die öffentliche Hand pauschal auf die Ausgleichssysteme der Nach-
kriegsjahre verwiesen - z.T. sogar unter schematischem Heranziehen der damaligen 
Verfassungsrechtsprechung - und angesichts der heutigen Lage das Gespenst einer 
haushaltsmäßigen Notstandslage beschworen wird; vgl. etwa Bleckmannl Pieper, Die 
verfassungsrechtlichen Probleme des Einigungsvertrages, in: Rädler I Raupachl Bez-
zenberger, Vermögen in der ehemaligen DDR. Handbuch zur Durchsetzung und Ab-
wehr von Ansprüchen, Heme/Berlin Lbl. Stand Februar 1994, Teil 2 A Rn. 16: 
"Man könnte insoweit [bei einer verkehrswert-orientierten Entschädigung für Kon-
fiskationen und Enteignungen] von einem Staatsnotstand, also davon sprechen, daß 
ein Staatsbankrott vermieden werden muß." 
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tigen fiskalischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Daten und in noch 
immer häufig deprimierenden sozialpsychologischen und ökologischen Be-
funden vor Ort nieder. Auch der Jurist, zumal der Staatsrechtslehrer, leidet 
insoweit unter der rechtlichen Bewältigung der kommunistischen Vergangen-
heit bzw. der deutschen Wiedervereinigung, als ein ruhiges, abgeklärt hin und 
her überlegendes Erarbeiten professionalisierter Lösungen für die dringenden 
Probleme kaum möglich ist. Das Recht der Wiedervereinigung - um diesen 
Sammelbegriff einzuführen3 - zeichnet sich nicht durch behutsam entwickelte 
und gehegte Gefüge und Inhalte, durch kontingente Einzellösungen oder 
durch große, dauerhafte Würfe aus. Der Kodifikationsgedanke ist diesem 
"Recht des Zusammenwachsens Deutschlands" ebenso fremd wie der Konti-
nuitätsaspekt des Rechts. Ein Großteil der einschlägigen Normen ist Über-
gangs- und Durchgangsrecht, findet seine Erfüllung also darin, möglichst 
schnell obsolet oder zumindest abgeändert zu werden. Ein anderer Teil ist 
Maßnahmerecht, ad hoc legifieriert, rasch exekutiert, zum schnellen Gebrauch 
(und Verbrauch) bestimmt: Wiedervereinigungsrecht ist Loseblattrecht. Der 
überwiegende Teil der restlichen Vorschriften wird bestimmt vom Konzept 
der Rechtsvereinheitlichung durch Anpassung der besonderen Gegebenheiten 
in den neuen Bundesländern an die hergebrachten bundesdeutschen Rege-
lungen und Verhältnisse4, die ihrerseits ja teilweise auf frühere gesamtdeut-
sche Normen zurückgehen oder mit ihnen identisch sind. Neues, Innovatives, 
gar dauerhaft Modellhaftes ist im Wiedervereinigungsrecht bislang nicht zu 
finden. 

Alles zusammen läuft dies auf den gleichen Befund hinaus, den wir auf 
vielen Regelungsgebieten in der "alten" Bundesrepublik Deutschland erleben: 
eine galoppierende, ja auch kostenträchtige Normeninflation, zahlreiche Vor-
schriften werden in immer kürzerer Zeit geändert, Kurzatmigkeit und Zweck-
heterogenität, ja mitunter abrupte Richtungswechsel - das ist auch und gera-
de das Bild des Rechts der Wiedervereinigung. 

3 Der Terminus suggeriert inhaltliche Geschlossenheit und systematische Beson-
derheit LS.e. Subsystems der Rechtsordnung - zu Unrecht. Angesichts der umgrei-
fenden Auswirkungen der Vereinigung auf das deutsche Rechtssystem ist das ein-
schlägige Recht weder geschlossen noch speziell. Es finden sich vielmehr auf allen 
Gebieten Änderungen der Rechtsordnung, die durch die Bewältigung der kommu-
nistischen Vergangenheit bzw. die deutsche Einheit unmittelbar verursacht wurden 
oder doch durch sie veranIaßt werden. Staatliche Einheit ist eben in erster Linie 
Rechtseinheit. 

4 Zu dieser - rechtspolitisch weitgehend auf der Haben-Seite zu verbuchenden -
"Einbahnstraße" der Rechtseinheit durch Expansion in das "Beitrittsgebiet" zusam-
menfassend Brunner, Was bleibt übrig vom DDR-Recht nach der Wiedervereini-
gung?, JuS 1991, S. 353 ff. 
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Dies gilt insbesondere für den Bereich, der jedenfalls gegenwärtig das 
nonnative Hauptproblem der deutschen Einheit darstellt5: die Klärung der 
offenen Vennögensfragen. Kaum ein Teilgebiet ist dabei so intrikat wie die 
Konzeption und Durchführung der (Re-)Privatisierung von "Volkseigentum"6, 
das unter unrechtsstaatIichen Vorzeichen belastet oder entzogen wurde und 
nun den früheren Eigentümern zurückgegeben oder von der Restitution aus-
geschlossen werden soll? Zu diesen Schwierigkeiten tragen verschiedene, 
voneinander mehr oder weniger abhängige Faktoren bei, die teils als Rah-
menbedingungen der rechtlichen Regelungen wirken8, teils dem Recht der 
offenen Vennögensfragen direkt innewohnen. 

Unter den externen Faktoren sind dabei vor allem zu nennen: 
die Zahl der zu bearbeitenden Fälle. Nach der jüngsten Statistik des Bun-
desamtes zur Regelung offener Vermögensfragen9 wurden bei den 221 

S So etwa Kiethe, Vermögen und Investitionen in der ehemaligen DDR, in: Clemm 
u.a. (Hrsg.), Rechtshandbuch Vermögen und Investitionen in der ehemaligen DDR, 
München Lbl. Stand Juni 1994, SystDarst I Rn. I. 

6 Vgl. dazu aus juristischer Sicht Krömer, Die Sozialisierung in der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands als Rechtsproblem, Göttingen 1952 (insb. zum Zusam-
menhang von "Volkseigentum" und Gemeinwirtschaft); Grünewald, Das Eigentum 
und das Eigentumsrecht in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands, Bonn 
1961, S. 65 ff. (zum Institut "Volkseigentum"); Wiedemann, Das sozialistische Eigen-
tum in Mitteldeutschland, Köln 1964. 

7 Dies gilt cum grano salis für alle "postsozialistischen" Staaten Osteuropas, wenn-
gleich die Entscheidung für die Entstaatlichung der Wirtschaft und "Entkommunisie-
rung" der Gesellschaft z.T. in Richtung Privatisierung, z.T. in Richtung Reprivatisie-
rung ausfällt. Zu den verschiedenen Konzepten und ihren (offenbar nicht immer gro-
ßen) Realisierungschancen vgl. die Länderberichte zu "Rückgabe oder Entschädigung 
in den osteuropäischen Staaten", ROW 36 (1992), S. 321 ff.; zu einem anscheinend 
positiven Beispiel Sucluinek, Die rechtliche Regelung der Wiederherstellung des Pri-
vateigentums an Grund und Boden in der Tschechischen und Slowakischen Republik, 
AgrarR 23 (1993), S. 73 ff. Zusammenfassend zum Stand der Privatisierung Rogge-
mann, Privatisierungsinstitutionen in Ost und West. Ansätze zu einem Transforma-
tionsvergleich, ROW 38 (1994), S. 106 ff. - Insgesamt sind die Anstrengungen, die 
zur legislativen Bewältigung der kommunistischen Vergangenheit in Mittel- und Ost-
europa unternommen wurden, bisher recht unterschiedlich ausgefallen. Nicht nur er-
wies sich die Unterscheidung von "Tätern" und "Opfern" (etwa bei Reformpolitikern) 
als gelegentlich schwierig; die juristische Vergangenheitsbewältigung entwickelte sich 
vielmehr auch regelmäßig zu einem (zudem national eingefärbten) Politikum, nicht 
zuletzt wenn es um Besitz- und Eigentumsfragen ging. 

8 Vgl. dazu Mampel, Rechtliche Grundlagen der Transformation einer Zentralver-
waltungswirtschaft in eine soziale Marktwirtschaft am Beispiel des östlichen Teils 
Deutschlands, ROW 36 (1992), S. 4 ff., 56 ff.; s.a. Roggemann, Unternehmensum-
wandlung und Privatisierung in Osteuropa und Ostdeutschland. Rechtliche Probleme 
und Voraussetzungen, ROW 36 (1992), S. 36 ff. (45 ff.). 

2 VitzthumlMärz 


	Cover
	Titel 
	Erster Teil: Restitutionsausschluß und Berliner Liste 3
	A. Einführung: Wiedervereinigungsrecht und Restitutionsausschluß
	I. Deutsche Einigung und offene Vermögensfragen



